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. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026
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AsylG 2005 § 7 heute
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 giltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 51/2012
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7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
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1. VWGVG 8 28 heute
2. VwGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch

’

W609 2335174-1/5E
W609 2335173-1/5E
Beschluss

Das Bundesverwaltungsgericht fasst durch seinen Richter Mag. Kuleff Uber die gemeinsame Beschwerde von 1) XXXX,
und 2) XXXX , beide StA. Syrien, gegen den Bescheid der Osterreichischen Botschaft Kairo vom 17.09.2025, 2025-
0.734.337, den Beschluss:Das Bundesverwaltungsgericht fasst durch seinen Richter Mag. Kuleff tber die gemeinsame
Beschwerde von 1) rémisch 40, und 2) rémisch 40, beide StA. Syrien, gegen den Bescheid der Osterreichischen
Botschaft Kairo vom 17.09.2025, 2025-0.734.337, den Beschluss:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben, der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit zur Erlassung einer
neuen Entscheidungen an die Behdrde zurtickverwiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

Begrindung:

I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

Die Beschwerdefiihrerinnen stellten am 01.09.2022 schriftlich und am 17.08.2023 personlich bei der Osterreichischen
Botschaft Kairo (OB Kairo) einen Antrag auf von Einreisetiteln nach § 35 Abs. 1 Asylgesetz 2005 (AsylG 2005) und gaben
XXXX , StA. Syrien, als Bezugsperson in Osterreich an.Die Beschwerdefiihrerinnen stellten am 01.09.2022 schriftlich
und am 17.08.2023 persdnlich bei der Osterreichischen Botschaft Kairo (OB Kairo) einen Antrag auf von Einreisetiteln
nach Paragraph 35, Absatz eins, Asylgesetz 2005 (AsylG 2005) und gaben rémisch 40, StA. Syrien, als Bezugsperson in
Osterreich an.

In der Folge Gibermittelte die OB Kairo die Antrige an das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl (BFA) zur Erstattung
einer Mitteilung gemdaR § 35 Abs. 4 AsylG 2005.In der Folge Gbermittelte die OB Kairo die Antrége an das Bundesamt
far Fremdenwesen und Asyl (BFA) zur Erstattung einer Mitteilung gemaR Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005.

Mit Schreiben vom 23.01.2024 erstattete das BFA eine Stellungnahme an die die OB Kairo. Demnach sei die
Zuerkennung von Status nach§ 35 Abs. 4 AsylG 2005 wahrscheinlich, weil die Familieneigenschaft der
Beschwerdefihrerinnen als erwiesen gelte.Mit Schreiben vom 23.01.2024 erstattete das BFA eine Stellungnahme an
die die OB Kairo. Demnach sei die Zuerkennung von Status nach Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 wahrscheinlich,

weil die Familieneigenschaft der Beschwerdefuhrerinnen als erwiesen gelte.

Mit Schreiben vom 31.10.2024 erstattete das BFA eine weitere Stellungnahme an die die OB Kairo, wonach die
Zuerkennung von Status nach§ 35 Abs. 4 AsylG 2005 wahrscheinlich sei, weil die Familieneigenschaft der

Beschwerdefihrerinnen als erwiesen gelte.Mit Schreiben vom 31.10.2024 erstattete das BFA eine weitere
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Stellungnahme an die die OB Kairo, wonach die Zuerkennung von Status nach Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005
wahrscheinlich sei, weil die Familieneigenschaft der Beschwerdeflihrerinnen als erwiesen gelte.

Mit Schreiben vom 28.03.2025 erstattete das BFA eine Stellungnahme an die die OB Kairo. Demnach sei aufgrund eines
betreffend die Bezugsperson eingeleiteten Verfahrens zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten die
Gewdhrung von Status im Familienverfahren an die Beschwerdefihrerinnen nunmehr nicht wahrscheinlich. Da
vermehrt auslandische Dokumente unwahren Inhalts im Umlauf seien, wirden die vorgelegten Dokumente neuerlich
Uberpruft. Es werde festgehalten, dass die vorgebrachte inhaltliche Familieneigenschaft nicht geprtift worden sei.

Nach Wahrung von Parteiengehor wies die OB Kairo aufgrund der negativen Wahrscheinlichkeitsprognose des BFA die
Antrage der Beschwerdefuhrer auf Erteilung von Einreisetiteln mit dem oben bezeichneten Bescheid gemal? § 26
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) i. V. m. § 35 AsylG 2005 ab.Nach Wahrung von Parteiengehér wies die OB Kairo
aufgrund der negativen Wahrscheinlichkeitsprognose des BFA die Antrage der Beschwerdefuhrer auf Erteilung von
Einreisetiteln mit dem oben bezeichneten Bescheid gemaR Paragraph 26, Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) i. romisch
fanf. m. Paragraph 35, AsylG 2005 ab.

Dagegen richtet sich die gegenstandliche Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht.

Das Bundesverwaltungsgericht forderte das BFA mit Schreiben vom 08.05.2026 auf, zum anhangigen
Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson binnen einer Frist von zwei Wochen Stellung zu nehmen.

Mit Schreiben vom 08.05.2026 erstattete das BFA eine Stellungnahme und fihrte im Wesentlichen aus, dass
hinsichtlich des aufrechten Status des Asylberechtigten der Bezugsperson ein Aberkennungsverfahren eingeleitet
worden sei. Bislang sei der Bezugsperson am 27.03.2025 eine Mitteilung Uber die Einleitung eines
Aberkennungsverfahrens Ubermittelt worden. Am 23.04.2026 sei die Bezugsperson einvernommen worden. Das BFA
gehe grundsétzlich davon aus, dass mit dem Sturz des Assad-Regimes eine grundlegende Anderung der Lage in Syrien
eingetreten sei und werde nach Vorliegen erganzender Landerinformationen der BFA-Staatendokumentation im
zweiten oder dritten Quartal 2026 priifen, ob diese auch dauerhafter Natur sei.

Il. Erwagungen:romisch zwei. Erwagungen:
1. Feststellungen:

Die Erstbeschwerdefiihrerin (BF 1) ist die Mutter der minderjdhrigen Zweitbeschwerdeflhrerin (BF 2). Beide sind
Staatsangehérige Syriens. Sie stellten am 01.09.2022 schriftlich und am 17.08.2023 persénlich bei der Osterreichischen
OB Kairo einen Antrag auf von Einreisetiteln nach § 35 Abs. 1 Asylgesetz 2005 (AsylG 2005) und gaben XXXX , StA.
Syrien, als Bezugsperson in Osterreich an. Der Bezugsperson wurde mit Bescheid des BFA vom 15.06.2022,
1278044805/210639796, der Status des Asylberechtigten in Osterreich zuerkannt.Die Erstbeschwerdefiihrerin (BF 1) ist
die Mutter der minderjahrigen Zweitbeschwerdeflhrerin (BF 2). Beide sind Staatsangehorige Syriens. Sie stellten am
01.09.2022 schriftlich und am 17.08.2023 persénlich bei der Osterreichischen OB Kairo einen Antrag auf von
Einreisetiteln nach Paragraph 35, Absatz eins, Asylgesetz 2005 (AsylG 2005) und gaben rémisch 40, StA. Syrien, als
Bezugsperson in Osterreich an. Der Bezugsperson wurde mit Bescheid des BFA vom 15.06.2022,
1278044805/210639796, der Status des Asylberechtigten in Osterreich zuerkannt.

Am 21.03.2025 leitete das BFA ein Aberkennungsverfahren gemaR§ 7 Abs. 1 AsylG 2005 hinsichtlich der Bezugsperson
ein. In der Folge wurde die Bezugsperson niederschriftlich einvernommen. Ein Verfahrensabschluss ist nicht absehbar.
Es sind keine Umstande hervorgekommen, dass die Bezugsperson die Verfahrensverzogerung verursacht hatte.Am
21.03.2025 leitete das BFA ein Aberkennungsverfahren gemald Paragraph 7, Absatz eins, AsylG 2005 hinsichtlich der
Bezugsperson ein. In der Folge wurde die Bezugsperson niederschriftlich einvernommen. Ein Verfahrensabschluss ist
nicht absehbar. Es sind keine Umstdnde hervorgekommen, dass die Bezugsperson die Verfahrensverzdogerung
verursacht hatte.

2. Beweiswurdigung:
Die Feststellungen ergeben sich aus der unzweifelhaften Aktenlage. Der festgestellte Sachverhalt ist unstrittig.

Die Feststellung, dass keine Umstande vorliegen, wonach die Verfahrensverzdgerung der asylberechtigten
Bezugsperson zurechenbar ware, ergibt sich insbesondere daraus, dass das BFA in seiner Stellungnahme erklart hat,
lediglich die Bezugsperson einvernommen zu haben und einen konkreten Zeithorizont fir den Abschluss des
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Aberkennungsverfahrens die Bezugsperson betreffend nicht nennen konnte. Auch sonst keine Umstande
hervorgekommen, dass die Bezugsperson Verzdgerungen zu vertreten hatte.

Die Feststellung, dass nicht absehbar ist, wann mit einem Abschluss des konkreten Asylaberkennungsverfahren
betreffend die Bezugsperson zu rechnen ist, ergibt sich daraus, dass das BFA in seiner Stellungnahme vom 08.05.2026
ausdrucklich mitgeteilt hat, erst nach Vorliegen erganzender Landerinformationen im zweiten oder dritten Quartal
2026 prufen zu konnen, ob die grundlegende Lagednderung in Syrien auch von dauerhafter Natur sei. Vor dem
Hintergrund, dass diesbezigliche Informationen auch dem Parteiengehdr zu unterziehen sind, ergibt sich, dass ein
Abschluss des in Rede stehenden Verfahrens - aller Voraussicht nach - noch mehrere Monate dauern wird und eine
konkrete Prognose, bis wann das Verfahren tatsachlich bzw. langstens beendet sein wird, derzeit nicht abgegeben
werden kann.

3. Rechtlich folgt:
ZuA:

Gemald 8 34 Abs. 1 AsylG 2005 gilt ein Antrag auf internationalen Schutz, der von einem Familienangehérigen eines
Fremden gestellt wird, dem der Status des Asylberechtigten (Z. 1) oder des subsididar Schutzberechtigten (Z. 2)
zuerkannt wurde oder der selbst Asylwerber ist (Z. 3), als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.GemaR Paragraph
34, Absatz eins, AsylG 2005 gilt ein Antrag auf internationalen Schutz, der von einem Familienangehdrigen eines
Fremden gestellt wird, dem der Status des Asylberechtigten (Ziffer eins,) oder des subsidiar Schutzberechtigten (Ziffer
2,) zuerkannt wurde oder der selbst Asylwerber ist (Ziffer 3,), als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.

Nach 8§ 34 Abs. 2 AsylG 2005 hat die Behdrde auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden,
dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn dieser nicht straffallig geworden ist (Z. 1) und gegen den Fremden, dem der
Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status i. S. d.§ 7 AsylG 2005
anhangig ist (Z. 3).Nach Paragraph 34, Absatz 2, AsylG 2005 hat die Behorde auf Grund eines Antrages eines
Familienangehoérigen eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem
Familienangehorigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn dieser nicht straffallig
geworden ist (Ziffer eins,) und gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein
Verfahren zur Aberkennung dieses Status i. S. d. Paragraph 7, AsylG 2005 anhangig ist (Ziffer 3,).

Nach § 35 Abs. 1 AsylG 2005 kann ein Familienangehoriger gemafl § 35 Abs. 5 AsylG 2005 eines Fremden, dem der
Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, zwecks Stellung eines Antrages auf
internationalen Schutz gemald § 34 Abs. 1 Z. 1i. V. m. &8 2 Abs. 1 Z. 13 AsylG 2005 einen Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels bei einer mit konsularischen Aufgaben betrauten Osterreichischen Vertretungsbehoérde im Ausland
stellen. Erfolgt die Antragstellung auf Erteilung eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten, sind zusatzlich die Voraussetzungen gemaR § 60 Abs. 2 Z. 1-3 AsylG
2005 zu erflllen.Nach Paragraph 35, Absatz eins, AsylG 2005 kann ein Familienangehdriger gemaR Paragraph 35,
Absatz 5, AsylG 2005 eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde und der sich im Ausland
befindet, zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemaR Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer eins, i.
réomisch funf. m. Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei einer
mit konsularischen Aufgaben betrauten &sterreichischen Vertretungsbehdérde im Ausland stellen. Erfolgt die
Antragstellung auf Erteilung eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten, sind zusatzlich die Voraussetzungen gemald Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins -, 3, AsylG 2005 zu
erfullen.

Wird ein solcher Antrag gestellt, hat die Vertretungsbehdrde gemaf3s 35 Abs. 3 AsylG 2005 daflr Sorge zu tragen, dass
der Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes Befragungsformular ausfullt. Aulerdem hat die
Vertretungsbehorde auf die Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR §
60 Abs. 2 Z. 1-3 AsylG 2005 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der
Antrag auf Einreise ist unverzuglich dem BFA zuzuleiten.Wird ein solcher Antrag gestellt, hat die Vertretungsbehoérde
gemal Paragraph 35, Absatz 3, AsylG 2005 dafur Sorge zu tragen, dass der Fremde ein in einer ihm verstandlichen
Sprache gehaltenes Befragungsformular ausfillt. Aullerdem hat die Vertretungsbehoérde auf die Vollstéandigkeit des
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Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins -, 3, AsylG 2005
hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf Einreise ist
unverziglich dem BFA zuzuleiten.

GemaR § 35 Abs. 4 AsylG 2005 hat die Vertretungsbehérde dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines
Einreisetitels nach Abs. 1 oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (8 26 FPG), wenn das BFA der
Vertretungsbehorde mitgeteilt hat, dass die Stattgabe eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten oder subsididr Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf
das BFA nur erteilen, wenn gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (88 7 und 9 AsylG
2005; Z. 1), das zu befassende Bundesministerium fir Inneres mitgeteilt hat, dass eine Einreise den oOffentlichen
Interessen nach Art. 8 Abs. 2 Europaische Menschenrechtskonvention (EMRK) nicht widerspricht (Z. 2) und im Falle
eines Antrages nach Abs. 1 letzter Satz oder Abs. 2 die Voraussetzungen gemald § 60 Abs. 2 Z. 1-3 AsylG 2005 erflillt
sind, es sei denn, die Stattgabe des Antrages ist gemald § 9 Abs. 2 BFA-Verfahrensgesetz zur Aufrechterhaltung des
Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten (Z. 3).GemaR Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 hat die
Vertretungsbehodrde dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Absatz eins, oder 2
ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (Paragraph 26, FPG), wenn das BFA der Vertretungsbehérde mitgeteilt
hat, dass die Stattgabe eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten
oder subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das BFA nur erteilen, wenn gegen
den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein
Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraphen 7 und 9 AsylG 2005; Ziffer eins,), das zu
befassende Bundesministerium fiir Inneres mitgeteilt hat, dass eine Einreise den &ffentlichen Interessen nach Artikel 8,
Absatz 2, Europaische Menschenrechtskonvention (EMRK) nicht widerspricht (Ziffer 2,) und im Falle eines Antrages
nach Absatz eins, letzter Satz oder Absatz 2, die Voraussetzungen gemaR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins -, 3, AsylG
2005 erflllt sind, es sei denn, die Stattgabe des Antrages ist gemal Paragraph 9, Absatz 2, BFA-Verfahrensgesetz zur
Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK geboten (Ziffer 3,).

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat bereits wiederholt erkannt, dass die Vertretungsbehérde im Ausland an die
Mitteilung des BFA Uber die Prognose einer Asylgewahrung gebunden ist, und zwar sowohl an eine negative als auch
an eine positive Mitteilung. Allerdings steht es dem Verwaltungsgericht offen, auch die Einschatzung des BFA Uber die
Wahrscheinlichkeit der Gewdhrung internationalen Schutzes an die Antragsteller auf ihre Richtigkeit hin zu Uberprufen.
Gegenstand der Uberpriifung durch das Verwaltungsgericht ist dabei, ob die Prognose des BFA hinsichtlich der
Wahrscheinlichkeit der Gewahrung internationalen Schutzes an die Antragsteller im Rahmen eines (spateren)
Familienverfahrens nach & 34 AsylG 2005 zutreffend erfolgt ist und die sonstigen Voraussetzungen des8 35 Abs. 4
AsylG 2005 erfullt sind (VwWGH 26.02.2020,Ra 2019/18/0299, m. w. N.). Dies setzt voraus, dass das BFA seine Mitteilung
auch entsprechend begriindet und dem Antragsteller Gelegenheit geboten wird, davon Kenntnis zu erlangen und dazu
Stellung zu nehmen. Im Falle einer negativen Prognose muss der Antragsteller, um die Einreiseerlaubnis nach
Osterreich zu erhalten, zwar lediglich die (niedrigere) Beweisschwelle der Wahrscheinlichkeit einer kinftigen
Gewahrung internationalen Schutzes Uberwinden (VWGH 22.11.2017, Ra 2017/19/0218). Es obliegt ihm jedoch, gegen
eine negative Prognose des BFA zumindest entscheidungswesentliches Vorbringen etwa zu der vom BFA negativ
beurteilten Erteilungsvoraussetzung des § 35 Abs. 4 Z. 3 AsylG 2005 zu erstatten und glaubhaft zu machen (VwGH
31.05.2021, Ra 2020/01/0284).Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat bereits wiederholt erkannt, dass die
Vertretungsbehorde im Ausland an die Mitteilung des BFA Uber die Prognose einer Asylgewahrung gebunden ist, und
zwar sowohl an eine negative als auch an eine positive Mitteilung. Allerdings steht es dem Verwaltungsgericht offen,
auch die Einschatzung des BFA Uber die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung internationalen Schutzes an die
Antragsteller auf ihre Richtigkeit hin zu Uberprifen. Gegenstand der Uberprifung durch das Verwaltungsgericht ist
dabei, ob die Prognose des BFA hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der Gewahrung internationalen Schutzes an die
Antragsteller im Rahmen eines (spateren) Familienverfahrens nach Paragraph 34, AsylG 2005 zutreffend erfolgt ist und
die sonstigen Voraussetzungen des Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 erfullt sind (VWGH 26.02.2020, Ra
2019/18/0299, m. w. N.). Dies setzt voraus, dass das BFA seine Mitteilung auch entsprechend begriindet und dem
Antragsteller Gelegenheit geboten wird, davon Kenntnis zu erlangen und dazu Stellung zu nehmen. Im Falle einer
negativen Prognose muss der Antragsteller, um die Einreiseerlaubnis nach Osterreich zu erhalten, zwar lediglich die
(niedrigere) Beweisschwelle der Wahrscheinlichkeit einer kiinftigen Gewahrung internationalen Schutzes Uberwinden
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(VWGH 22.11.2017, Ra 2017/19/0218). Es obliegt ihm jedoch, gegen eine negative Prognose des BFA zumindest
entscheidungswesentliches Vorbringen etwa zu der vom BFA negativ beurteilten Erteilungsvoraussetzung des
Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer 3, AsylG 2005 zu erstatten und glaubhaft zu machen (VwWGH 31.05.2021, Ra
2020/01/0284).

Nach Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) hat das Bundesverwaltungsgericht eine eigenstandige
Beurteilung hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der Gewahrung eines Schutzstatus im Inland zu treffen sowie zu
Uberprufen, ob die Voraussetzungen nach § 35 Abs. 4 AsylG 2005 vorliegen. Zudem hat es auch die sich aus Art. 8
EMRK ergebenden Anforderungen sicherzustellen (VfGH 23.11.2015, E 1510/2015; 16.12.2025 E 1209/2025, u. a.).Nach
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) hat das Bundesverwaltungsgericht eine eigenstandige
Beurteilung hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der Gewahrung eines Schutzstatus im Inland zu treffen sowie zu
Uberpriifen, ob die Voraussetzungen nach Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 vorliegen. Zudem hat es auch die sich
aus Artikel 8, EMRK ergebenden Anforderungen sicherzustellen (VfGH 23.11.2015, E 1510 aus 2015,; 16.12.2025 E 1209
aus 2025,, u. a.).

In den Entscheidungen vom 16.12.2025, E 1209/2025, u. a. hielt der VfGH zudem fest, dass sich das
Bundesverwaltungsgericht im Verfahren Gber Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehérden,
mit denen ein Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemaR § 35 Abs. 4 Z. 1 AsylG 2005 aufgrund eines gegen die
Bezugsperson anhangigen Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, nicht auf die Prifung beschranken kann, ob
ein Aberkennungsverfahren durch das BFA hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet wurde und ob die Erledigung
dieses Verfahrens im Zeitpunkt seiner Entscheidung noch offen ist. Vielmehr ist in verfassungskonformer
Interpretation des & 35 Abs. 4 Z. 1 AsylG 2005 zu beurteilen, ob das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach§ 7
AsylG 2005 ,nicht einmal wahrscheinlich” ist, sowie, ob das ,Aberkennungsverfahren zlgig und innerhalb einer
angemessenen Verfahrensdauer geflihrt wird und im Lichte von Art. 8 EMRK keine ungebuhrlich lange Verzégerung
der Entscheidung Uber die Familienzusammenfuhrung vorliegt”. Im Hinblick auf die Verfahrensdauer ist dabei auch
darauf Rucksicht zu nehmen, ob eine allfallige Verfahrensverzdgerung tUberwiegend der zustandigen Behorde oder der
asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ist.In den Entscheidungen vom 16.12.2025, E 1209 aus 2025,, u. a., hielt
der VfGH zudem fest, dass sich das Bundesverwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gegen Bescheide
Osterreichischer Vertretungsbehorden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemafd Paragraph 35,
Absatz 4, Ziffer eins, AsylG 2005 aufgrund eines gegen die Bezugsperson anhangigen Aberkennungsverfahrens
abgewiesen wurde, nicht auf die Prufung beschranken kann, ob ein Aberkennungsverfahren durch das BFA
hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet wurde und ob die Erledigung dieses Verfahrens im Zeitpunkt seiner
Entscheidung noch offen ist. Vielmehr ist in verfassungskonformer Interpretation des Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer
eins, AsylG 2005 zu beurteilen, ob das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach Paragraph 7, AsylG 2005 ,nicht
einmal wahrscheinlich” ist, sowie, ob das ,Aberkennungsverfahren ziigig und innerhalb einer angemessenen
Verfahrensdauer gefihrt wird und im Lichte von Artikel 8, EMRK keine ungebuhrlich lange Verzdgerung der
Entscheidung Gber die Familienzusammenfuhrung vorliegt”. Im Hinblick auf die Verfahrensdauer ist dabei auch darauf
Rucksicht zu nehmen, ob eine allfdllige Verfahrensverzogerung Uberwiegend der zustandigen Behorde oder der
asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ist.

Im vorliegenden Fall ist in Bezug auf die Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren gemaflg 7 AsylG 2005
anhangig, sodass die OB Kairo auch im Hinblick auf die negative Stellungnahme des BFA gemaR § 35 Abs. 4 AsylG 2005
davon ausgegangen ist, dass die Antrage der Beschwerdefiihrer gemaR § 35 Abs. 1 AsylG 2005 abzuweisen waren.Im
vorliegenden Fall ist in Bezug auf die Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren gemaR Paragraph 7, AsylG 2005
anhangig, sodass die OB Kairo auch im Hinblick auf die negative Stellungnahme des BFA gemaR Paragraph 35, Absatz
4, AsylG 2005 davon ausgegangen ist, dass die Antrage der BeschwerdeflUhrer gemaR Paragraph 35, Absatz eins, AsylG
2005 abzuweisen waren.

Aus der Stellungnahme des BFA vom 08.05.2026 ergibt sich, dass fur die Bezugsperson bei einer Rickkehr nach Syrien
die reale Gefahr bestanden habe, bei einer Rickkehr nach Syrien wegen ihrer Flucht vor Rekrutierung bestraft zu
werden und sie ware einer unmittelbaren, konkreten und persénlichen Gefahr ausgesetzt gewesen. Die Einleitung des
Aberkennungsverfahrens am 21.03.2025 ist laut BFA gemaf3 8 7 Abs. 1 Z. 2 AsylG 2005 erfolgt, weil sich aufgrund des
Regimewechsels im Herkunftsstaat Syrien die Umstande bzw. Voraussetzungen, die zur Zuerkennung des Schutzstatus
gefuhrt hatten, wesentlich geandert hatten.Aus der Stellungnahme des BFA vom 08.05.2026 ergibt sich, dass fur die
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Bezugsperson bei einer Ruckkehr nach Syrien die reale Gefahr bestanden habe, bei einer Ruckkehr nach Syrien wegen
ihrer Flucht vor Rekrutierung bestraft zu werden und sie ware einer unmittelbaren, konkreten und personlichen
Gefahr ausgesetzt gewesen. Die Einleitung des Aberkennungsverfahrens am 21.03.2025 ist laut BFA gemal Paragraph
7, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 erfolgt, weil sich aufgrund des Regimewechsels im Herkunftsstaat Syrien die
Umstande bzw. Voraussetzungen, die zur Zuerkennung des Schutzstatus gefuhrt hatten, wesentlich geandert hatten.

Angesichts des Sturzes des Regimes unter Bashar al-Assad im Dezember 2024 kann in einem Fall wie dem
gegenstandlichen - in dem der Bezugsperson Furcht vor Verfolgung durch das ehemalige Assad-Regime geltend
gemacht hat und deshalb als Flichtling anerkannt worden ist - nicht im Sinne der Judikatur des VfGH gesagt werden,
dass eine Aberkennung des Asylstatus ,nicht einmal wahrscheinlich” ist.

Im Entscheidungszeitpunkt ist das Verfahren Uber die Aberkennung des Status des Asylberechtigten betreffend die
Bezugsperson nach wie vor - seit Uber 14 Monaten - beim BFA anhdngig, die Bezugsperson wurde lediglich
einvernommen und es wuirden laut Stellungnahme des BFA vom 08.05.2026 auch noch erganzende
Landerinformationen der Staatendokumentation zu Syrien abgewartet. Ein Abschluss des Verfahrens ist nicht
absehbar.

Ungeachtet der Frage, ob damit allein schon eine angemessene Verfahrensdauer Gberschritten erschiene, kann eine
zligige Verfahrensfiihrung in den vorliegenden Fallen schon deshalb nicht erkannt werden, weil seit der Einleitung des
Aberkennungsverfahrens lediglich die Bezugsperson einvernommen wurde und das BFA keinen Zeithorizont fir den
Abschluss des Aberkennungsverfahrens nennen konnte.

Wie bereits ausgefihrt, ist die Verfahrensdauer unstrittig alleine dem BFA zuzurechnen. Damit wurde im Ergebnis das
Aberkennungsverfahren der Bezugsperson nicht zlgig durchgefiihrt, sodass eine Abweisung der Beschwerde schon
deshalb nicht mehr in Betracht kommt.

Angesichts dessen erubrigen sich in der Folge auch Erwagungen, ob im Lichte des Art. 8 EMRK im konkreten Fall (k)eine
ungebuhrlich lange Verzégerung bei der Familienzusammenfihrung vorliegt.Angesichts dessen eribrigen sich in der
Folge auch Erwagungen, ob im Lichte des Artikel 8, EMRK im konkreten Fall (k)eine ungebuhrlich lange Verzégerung bei
der Familienzusammenfihrung vorliegt.

Die OB Kairo ist daher im fortgesetzten Verfahren gehalten, insbesondere die tatsichliche
Familienangehorigeneigenschaft der Beschwerdeflhrer zur Bezugsperson zu prifen und die darlGber hinaus
erforderlichen Feststellungen zu treffen.

Das Bundesverwaltungsgericht weist in dem Zusammenhang ausdriicklich auf die in § 11a Abs. 1 und Abs. 2 FPG
normierten  Besonderheiten und die verfahrensrechtlichen Einschrankungen des gegenstandlichen
Beschwerdeverfahrens hin. Dieses ist ohnne mindliche Verhandlung durchzufiihren und es dirfen dabei keine neuen
Tatsachen oder Beweise vorgebracht werden, weshalb die Durchfihrung der notwendigen Ermittlungen zum Vorliegen
der Erteilungsvoraussetzungen und zum allfélligen Vorliegen der von der Judikatur des VwGH gegenstandlich
entwickelten Kriterien nicht im Interesse der Effizienz, Raschheit und Kostenersparnis durch dieses selbst durchgefihrt
werden kénnen. Zudem geht es im gegenstandlichen Fall nicht blo3 um ergdnzende Sachverhaltsfeststellungen,
sondern um entscheidungserhebliche Umstdande die erstmals und in Visaverfahren aufgrund des Auslandsbezuges
regelmalig vor Ort festzustellen sind, sodass eine Verlagerung des behdrdlichen Verfahrens, konkret den
entscheidungsrelevanten Sachverhalt erstmals zu ermitteln, hin zum Bundesverwaltungsgericht nicht in Betracht
kommen kann.Das Bundesverwaltungsgericht weist in dem Zusammenhang ausdricklich auf die in Paragraph 11 a,
Absatz eins und Absatz 2, FPG normierten Besonderheiten und die verfahrensrechtlichen Einschréankungen des
gegenstandlichen Beschwerdeverfahrens hin. Dieses ist ohne mundliche Verhandlung durchzufiihren und es dirfen
dabei keine neuen Tatsachen oder Beweise vorgebracht werden, weshalb die Durchfihrung der notwendigen
Ermittlungen zum Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen und zum allfalligen Vorliegen der von der Judikatur des
VWGH gegenstandlich entwickelten Kriterien nicht im Interesse der Effizienz, Raschheit und Kostenersparnis durch
dieses selbst durchgefihrt werden kénnen. Zudem geht es im gegenstandlichen Fall nicht bloB um erganzende
Sachverhaltsfeststellungen, sondern um entscheidungserhebliche Umstande die erstmals und in Visaverfahren
aufgrund des Auslandsbezuges regelméaRig vor Ort festzustellen sind, sodass eine Verlagerung des behdrdlichen
Verfahrens, konkret den entscheidungsrelevanten Sachverhalt erstmals zu ermitteln, hin  zum
Bundesverwaltungsgericht nicht in Betracht kommen kann.



Da vor diesem Hintergrund der vorliegende Sachverhalt derart mangelhaft ist, ist der bekampfte Bescheid Bescheide
gemailR § 28 Abs. 3 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz aufzuheben und der OB Kairo die Erlassung neuer Bescheide
in den vorliegenden Rechtssachen aufzutragen.Da vor diesem Hintergrund der vorliegende Sachverhalt derart
mangelhaft ist, ist der bekampfte Bescheid Bescheide gemdaR  Paragraph 28, Absatz 3,
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz aufzuheben und der OB Kairo die Erlassung neuer Bescheide in den

vorliegenden Rechtssachen aufzutragen.

Gemal § 11a Abs. 2 FPG ist diese Entscheidung ohne Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung zu treffenGemaf}

Paragraph 11 a, Absatz 2, FPG ist diese Entscheidung ohne Durchflihrung einer mindlichen Verhandlung zu treffen.
ZuB:

Gemal’ 8 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses
oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) zulassig ist.
Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG zuldssig, wenn die
Entscheidung von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
die Entscheidung von der Rechtsprechung des VWGH abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des VwGH nicht einheitlich beantwortet wird.GemaR Paragraph 25 a,
Absatz eins, Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder
Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) zulassig ist.
Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, erster Satz B-VG zulassig, wenn die
Entscheidung von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
die Entscheidung von der Rechtsprechung des VwWGH abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des VWGH nicht einheitlich beantwortet wird.

Die Revisionen erweisen sich als zulassig, weil die gegenstandlichen Entscheidungen i. S. d. Art. 133 Abs. 4 B-VG von
der Losung von Rechtsfragen abhangen, denen grundsatzliche Bedeutung zukommt. Hochstgerichtlich nicht
beantwortet sind die Fragen, wann die behdrdliche Fihrung eines Aberkennungsverfahrens gemaR 8 7 Abs. 1 Z. 2
AsylG 2005 betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als ,zlgig” anzusehen ist und welche diesbezigliche
Verfahrensdauer einer ,angemessenen Verfahrensdauer” im Sinne der Erkenntnisse des VfGH (noch) entspricht.Die
Revisionen erweisen sich als zul3ssig, weil die gegenstandlichen Entscheidungen i. S. d. Artikel 133, Absatz 4, B-VG von
der Losung von Rechtsfragen abhangen, denen grundsatzliche Bedeutung zukommt. Hochstgerichtlich nicht
beantwortet sind die Fragen, wann die behdrdliche Fuhrung eines Aberkennungsverfahrens gemald Paragraph 7,
Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als ,zlgig"” anzusehen ist und welche
diesbezlgliche Verfahrensdauer einer ,angemessenen Verfahrensdauer” im Sinne der Erkenntnisse des VfGH (noch)
entspricht.
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